
 
 

In der herrschenden Erzählung gelten Wahlen als 
Highlight der bürgerlichen Demokratie, als Zeiten in 
denen leidenschaftlich über Inhalte diskutiert und ge-
rungen wird. Nach dieser Maßgabe ist der Auftakt des 
diesjährigen Wahlspektakels gründlich „ver-
baerbockt“, bestimmen Plagiatsaffären, aufge-
bauschte Lebensläufe, Dummdreistigkeiten und 
Machtallüren der Spitzenkandidaten die Schlagzeilen. 
Läuft die Republik Gefahr, dass nach der Ära Merkel 
erwiesene Vollpfosten ins Bundeskanzleramt einzie-
hen?  Nun, das wäre in der Geschichte der Bundesre-
publik wahrlich nichts neues. Ebenso sollte sich lang-
sam rumgesprochen haben, dass sog. „Spitzenpoliti-
ker“ ihre Karrieren weniger ihrem intellektuellen Ge-
nie, sondern Anpassungsleistungen, parteipolitischer 
Patronage und dem gezielten Einsatz des Ellenbo-
gens zu verdanken haben. Angesichts der missglück-
ten Performance bemängeln einschlägige Experten 
lauthals die Inhaltslosigkeit des Wahlkampfes, was 
den Bund der Industrie (BDI) auf den Plan ruft, der ein-
dringlich „intensiven Debatten über die Konzepte der 
Parteien zur Stärkung der Zukunftsfähigkeit und Wett-
bewerbsfähigkeit des Industriestandortes Deutsch-
land“ anmahnt. Schließlich soll es etwas zu wählen 
geben bei den Wahlen. Fragt sich nur was?

 Deutschstunde: Die Qual mit der Wahl

Die CDU empfiehlt sich als „Kraft der Mitte“ und Ga-
rant der Stabilität. Sie will daher „Deutschland gemein-
sam machen“. Dem hält die SPD entgegen: „Die erste 
Geige in dieser Republik, die spielt man nicht auf einer 
Larifari.“  Aus „Respekt vor der Zukunft“ will sie mehr 
sozialen Ausgleich und verspricht „Kompetenz für 
Deutschland“. Die Grünen wollen ihr Wahlprogramm 
als „Vitaminspritze für Deutschland“ verstanden wis-
sen. Sie setzen auf die aberwitzige Vorstellung, dass 
Klima- und Umweltschutz mit kapitalistischen Verwer-
tungsimperativen kompatibel sei. Eine Botschaft, die 
gerade kraft ihrer Irrationalität über den Dunstkreis der 
Waldorfschulen hinaus im deutschen Mittelstand Ge-
hör findet. Dagegen profiliert sich die FDP als subjek-
tiv ehrlichste bürgerliche Partei unverhohlen als Lob-
bytruppe der Reichen und Besserverdienenden und 
fordert für ihr Klientel einen „Entfesselungspakt für 
Deutschland“. Von derartigen Fesselspielen hält die 
Partei „Die Linke“ wenig. Sie fordert: „Soziale Gerech-
tigkeit wählen“. Damit meint sie sich selbst und ihre 
Ambition eines „rebellischen Regierens“, das weder 
Klassen noch Klassengegensätze kennt: „Wir alle 
können gemeinsam Deutschland demokratischer und 
sozial gerechter machen.“ In diesem bunten Reigen 
kommt der AfD die Rolle des konformistischen Rebel-
len zu, der sich lauthals über Denkverbote beklagt und 
von der Herrschaft die Wiederherstellung einer als 
„natürlich“ angenommenen autoritären Ordnung ein-
klagt, die Frauenrechte beschneidet, Sexualität regle-
mentiert, Nationalismus und Rassismus verfestigt. 
Folgerichtig lautet ihre Parole: „Deutschland muss 
wieder normal werden.“ Es sei an dieser Stelle daran 
erinnert, dass das demokratische Wahlversprechen 
von 2017 bis heute unabgegolten ist, die AfD parla-
mentarisch zu entzaubern und einzuhegen. Vielmehr 
bestätigte sich unsere Prognose, „dass die Politik der 
etablierten Parteien der AfD auch weiterhin  

 

Inspirationsquellen, Steilvorlagen und allerlei Munition 
bieten wird. Die AfD hat kein Urheberecht auf reaktio-
näre Positionen. Nationalismus und Rassismus sind 
die Geschäftsgrundlage aller bürgerlichen Parteien – 
von recht bis links. Die verquere Logik den Rassismus 
nicht den profiliertesten Rassisten zu überlassen ist 
die Quintessenz jeder bürgerlichen Politik!“

 Why should we vote while a world is burning?

Während die Parteien für das Wohl Deutschlands 
streiten, lodert es gewaltig im Gebälk des globalen Ka-
pitalismus. Die apokalyptischen Bilder der Wald-
brände in Südeuropa, die Hitzewellen in Nordamerika, 
der Starkregen und die Flutkatstrophe in Deutschland 
zeigen nicht nur die Konsequenzen eines kaputtge-
sparten Katastrophenschutzes. Sie sind ein deutlicher 
Befund des Ausmaßes der ökologischen Krise. Der 
Klimawandel ist real und deutlich spürbar. Laut der 
jüngsten Prognose des Weltklimarates könnte sich die 
Durchschnittstemperatur voraussichtlich schon bis 
2030 um 1,5°C erhöhen. Extremwetterereignisse wie 
Starkregen, Dürre und Hitzewellen werden sich also 
häufen, mit unabsehbaren Folgen. Angesicht dessen 
lamentieren die Herrschenden von einem „New Green 
Deal“ und appellieren an ein „nachhaltiges Konsum-
verhalten“.  Doch solange wie sich die Produktion am 
Profit und nicht an unseren Bedürfnissen und den Er-
fordernissen der Umwelt ausrichtet, werden einfache 
Konsumentscheidungen schwerlich Einfluss auf die 
Produktion nehmen, wird der kapitalistische Raubbau 
an der Natur weitergehen.  

Weltweit offenbarte die Coronapandemie, Produkt der 
kapitalistischen Zerstörung der Ökosysteme, die tief-
greifenden sozialen Widersprüche dieser Gesell-
schaft. Allein in Deutschland kamen bisher über 90 
000 Menschen durch die Pandemie ums Leben. Sie 
wurden Opfer eines auf den Profit ausgerichteten Ge-
sundheitssystems, wo schlecht bezahltes medizini-
sches Personal ohne ausreichenden Schutz bis zur 
Erschöpfung schuften musste. Zu Beginn der Pande-
mie wurden sie noch beklatscht. Kaufen können sie 
sich davon bis heute nichts. Die Öffnungen von Schu-
len und Betrieben führten zu gewaltigen Infektions-
ausbrüchen. Leidtragende waren besonders Men-
schen in prekären Beschäftigungsverhältnissen und 
im Niedriglohnsektor. Währenddessen konnten die 
Superreichen ihre Vermögen um 15 Prozent steigern. 
Besonders in armen Regionen dieser Welt breitet sich 
das Coronavirus rasant aus. Die Patente für Impfstoffe 
verbleiben aber weiter in den Händen einiger weniger 
Großunternehmen.  Die Forderungen einiger Moralis-
ten diese freizugeben, erweist sich angesichts der 
Macht der Pharmakonzerne und ihrer eiskalten Kos-
ten-Nutzen-Kalkulation als frommer Wunsch. 

Die Coronakrise ist nicht die Ursache, sondern Pro-
dukt und Brandbeschleuniger einer lange schwelen-
den Verwertungskrise des Kapitalismus. Die Fata 
Morgana, dass durch die Finanzspekulation neue 
Werte geschaffen werden könnten, führte zu periodi-
schen Wirtschaftseinbrüchen, wachsender Verschul-
dung und zunehmender Instabilität. In allen Bereichen 
verschärft sich die Konkurrenz, nehmen  

 

Handelskriege, Rüstungswettläufe und militärische 
Konfrontationen immer gefährlichere Formen an. Die 
zynischen Machtspiele der Großmächte lassen ganze 
Regionen in den Strudel der Despotie und Barbarei 
versinken. Das Debakel des westlichen Imperialismus 
in Afghanistan ist dafür nur das jüngste Beispiel. An-
gesichts von Menschen die vor Krieg, Terror und Hun-
ger fliehen müssen, treibt bürgerliche Machpolitiker 
als erstes die Sorge, dass „sich 2015 wiederholen“ 
könne. Das Grenzregime wird verschärft. Weiterhin 
sterben Menschen an den Außengrenzen der EU oder 
im Mittelmeer. Diejenigen, die es schaffen, werden zur 
Zielscheibe des Rassismus und gnadenlos ausgebeu-
tet. Wohnen wird immer mehr zum Luxus. Lohndum-
ping und prekäre Beschäftigungsverhältnisse greifen 
immer weiter um sich. Es ist ein offenes Geheimnis, 
dass die nächsten Rationalisierungswellen in Vorbe-
reitung sind, der „große Kassensturz“ nach den Bun-
destagswahlen ansteht. Es ist unschwer zu erraten, 
wem die Kosten für Corona und Co aufgebürdet wer-
den. 

 Glanz und Elend des Parlamentarismus

Aus dem Kampf des Bürgertums gegen die Feudal-
herrschaft entstanden, hat sich die parlamentarische 
Demokratie mit dem geheimen und gleichen Wahl-
recht und der Existenz konkurrierender Parteien zur 
agilsten Herrschaftsform des Kapitalismus entwickelt. 
Sie erwies sich im Regelfall offenen diktatorischen 
Formen als überlegen, indem sie zwei Aspekte kom-
binierte: „Auf der einen Seite die sogenannte Partizi-
pation der Massen an den Entscheidungsprozessen 
über die Wahlen zu ermöglichen, auf der anderen 
Seite diese Massen via Institutionen auszuschließen“ 
(Johannes Agnoli) Die parlamentarische Demokratie 
zeichnet sich durch die Illusion aus, dass jede „Bürge-
rin“ und jeder „Bürger“ durch die Teilnahme am Wahl-
spektakel gleichberechtigt am Prozess der politischen 
Willensbildung teilnehmen könne, der Erwerbslose 
wie der Einkommensmillionär, die Leiharbeiterin wie 
der Konzernchef.  Soziale Unterschiede, Klassenzu-
gehörigkeit und Klassengegensätze spielen in dieser 
Logik keine Rolle. Der Parlamentarismus hat für die   
Herrschenden nicht nur die ideologische Funktion, die 
Taten und Entscheidungen als „Ausdruck des Wähler-
willens“ demokratisch zu bemänteln, er vermittelt zu-
dem in weiten Teilen der lohnabhängigen Bevölke-
rung die Illusion, das andere für sie handeln, bzw. Po-
litik machen könnten.  Nach der Stimmabgabe wird 
der „aktive Wähler“ wieder zum passiven Zuschauer, 
während die „passiv Gewählten“ im überkommenen 
nationalstaatlichen Rahmen die „Politik gestalten“. 
Dabei sind sie nur sich selbst und ihrem Gewissen 
verpflichtet, großzügig staatlich alimentiert und meist 
durch allerlei Beraterverträge und „Nebentätigkeiten“ 
für Wirtschafts- und Industrieverbände weich gebettet. 
Während sie auf der parlamentarischen Bühne über 
Geschäftsordnungsanträge und Sachzwänge zanken, 
werden die wirklichen Entscheidungen meist in den 
Untiefen der Ministerialbürokratie, den nichtöffentli-
chen Gremien des Staatsapparates getroffen. →  



 

Wider die parlamentarische Idiotie! Nicht 
wählen, sondern kämpfen!

Das parlamentarische Geschäft ist sich stets selbst 
genug. Indem es sich zum Mittelpunkt der Politik erklärt, 
gleichzeitig aber alle Forderungen und Fragestellungen, 
die der „Zukunftsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit des 
Industriestandortes Deutschland“ abträglich sind als 
weltfremd verketzert, ist dem Parlament die Rolle eines 
Herrschaftsinstrumentes eingeschrieben. Dennoch wohnt 
ihm ein Paradoxon inne, welches bei weiten nicht nur 
angepasste Staatsbürger zu der Überlegung verleitet, 
durch eine „taktische“ Teilnahme am Spektakel die eigene 
Kritik an der Gesellschaft öffentlichkeitswirksam und 
plausibler zu machen, oder gar durch die Unterstützung 
eins vermeintlich kleineren Übels das Schlimmste 
verhindern zu können. Derartige Vorstellungen 
unterschätzen die strukturell integrative Funktion der 
ganzen Veranstaltung und haben sich mehr als einmal 
blamiert. Wie alle anderen Varianten der 
Stellvertreterpolitik verstellt sie den Blick auf den einzig 
gangbaren Weg der Gesellschaftsveränderungen, dem 
selbsttätigen Handeln der Klasse. Die Weigerung am 
Teilnehmen bedeutet mitnichten Indifferenz und politische 
Passivität. Im Gegenteil! Es liegt auf der Hand, dass uns 
nach den Wahlen die Rechnung für Coronakrise, 
Flutkatastrophe etc. präsentiert wird. Darauf gilt es sich 
vorzubereiten und überall wo dies möglich ist in einen 
politischen Dialog zu treten, Verständigungsprozesse 
voranzutreiben, vor allem aber die Kritik an den 
Verhältnissen zu schärfen. Die politische Perspektive der 
KommunistInnen ist in dieser Hinsicht notwendigerweise 
eine langfristige. Weder das Hoffen auf „kleinere Übel“, 
Protestwahl, passives Zuhausebleiben oder auch bloßes 
Nichtwählen hilft weiter, sondern der autonome, 
selbstorganisierter Klassenkampf außerhalb und gegen 
die Vermittlungsinstitutionen dieser Gesellschaft. In 
Hinblick auf den 26. September und darüber hinaus gilt 
also unsere Empfehlung: Wählt nicht, kämpft! 

Für die staaten- und klassenlose Gesellschaft! 

Gruppe Internationalistischer KommunistInnen 
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      International kämpfen statt patriotisch verlieren! 

 Dass die außerparlamentarische Linke extrem fragmentiert ist, ist hinlänglich bekannt. Was unterscheidet uns also 

von anderen antikapitalistischen Gruppen, die sich auf den Klassenkampf beziehen?  

- Wir nennen uns InternationalistInnen, weil wir meinen, dass die Ausgebeuteten überall auf der Welt dieselben 
Interessen haben und der Kommunismus nicht in einem einzelnen Land erreicht werden kann. Dies wurde nicht 
zuletzt durch Stalin deutlich. Wir lehnen den Stalinismus daher in all seinen Varianten ab. Viel zu lange wurden diese 
Regime als Form des „Kommunismus“ ausgegeben. Dies war ein Mythos, der von der Bourgeoisie nur zu gerne 
bestärkt wurde. Zwar gingen Produktionsmittel und Grundbesitz von Privat – in Staatsbesitz über, gleichzeitig blieben 
jedoch die kapitalistischen Verhältnisse und ihre grundlegenden Kategorien (Warenproduktion, Geld, Profite, 
Grenzen etc.) intakt. Dies war kein „Kommunismus“ sondern eine besondere Form des Kapitalismus – 
Staatskapitalismus. Die Isolierung Russlands und der Rückgang der revolutionären Welle im Westen führten dazu, 
dass sich die Revolution von 1917 ins Gegenteil verkehrt. Die Sowjetunion entwickelte sich zu einem 
imperialistischen Block, der schließlich nach 70 Jahren zusammenbrach.  
 
- In Konflikten zwischen nationalen Bourgeoisien sei es nun in Palästina/Israel dem Baskenland oder sonst wo stehen 
wir immer auf der Seite des Proletariats Das bedeutet gegen Gebietsansprüche und Nationalismus und für den 
Klassenkampf und die Einheit der ArbeiterInnenklasse einzutreten. Weit davon entfernt rassistische und 
nationalistische Unterdrückung von Sektoren der ArbeiterInnenklasse zu ignorieren, zielt die Politik des 
revolutionären Defätismus auf die Autonomie und Einheit der Klasse über die bürgerlichen Staatsgrenzen hinweg. 
Die sog. „nationalen Befreiungskämpfe“ sind nur Vehikel, um die ArbeiterInnen und Besitzlosen für reaktionäre 
bürgerliche Interessen einzuspannen.  
 
- Wir versuchen als politischer Referenzpunkt für die ArbeiterInnenklasse zu agieren, besonders für jene Sektoren 
der Klasse, die von den Gewerkschaften die Schnauze voll haben. Der Kampf für die Verteidigung unmittelbaren 
Tagesinteressen der ArbeiterInnenklasse ist notwendiger denn je. Die Gewerkschaften sind jedoch längst zu 
Hindernissen geworden, um Kämpfe effektiv zu organisieren und durchzuführen. Heute sind die Gewerkschaften 
Instrumente, die den Klassenkampf kontrollieren und die Ware Arbeitskraft im Sinne des Kapitals verwalten. Auch 
die sog. Basisgewerkschaften sind trotz der besten Intentionen ihrer Mitglieder für die Arbeiterinnen allenfalls 
stumpfe Waffen. Ihre Politik besteht darin ökonomische Forderungen aufstellen, ohne die vom bürgerlichen Staat 
vorgegebenen ökonomischen und juristischen Spielräume grundlegend infrage zu stellen. Die Spielräume für die 
reformistische politische Praxis der Basisgewerkschaften werden zudem durch die Krise mehr und mehr eingeengt.  
 
- Die einzige Alternative ist die Selbstorganisierung der Kämpfe der ArbeiterInnenklasse außerhalb und gegen die 
Gewerkschaften. Nur so kann die effektivste Form der Mobilisierung entwickelt werden, um über die Grenzen des 
Systems hinauszugehen. Bei der Verteidigung unserer unmittelbaren Interessen darf niemals vergessen werden, 
dass das objektive Klasseninteresse in der Überwindung des Kapitalismus als Ganzes besteht.  
 
- Wir sind antiparlamentarisch: Der Idee die Parlamente “von innen” im Sinne des Proletariats beeinflussen zu 
können, liegt die falsche Vorstellung zugrunde, dass sich es hierbei um neutrale Institutionen handele. Faktisch sind 
die Parlamente jedoch von der Bourgeoisie hervorgebrachte Strukturen, um ihre Herrschaft zu implementieren. Die 
Teilnahme der diversen “linken” Parteien an den bürgerlichen Parlamenten läuft daraus hinaus, die revolutionäre 
Perspektive auf immer und ewig zu verschieben. Ihr liegt die Akzeptanz des “demokratischen Friedens” zugrunde, 
der (was wir niemals vergessen sollten) auf der Gewalt der Bourgeoisie basiert.  
 
- Die Überwindung des Kapitalismus ist nur durch eine Revolution, die Eroberung der politischen Macht durch das 
Proletariat möglich, außerhalb und gegen alle pseudo-demokratischen Kanäle der Bourgeoisie (Wahlen, Reformen 
etc.), – Mechanismen die auferlegt wurden um eine wirklich grundlegende Veränderung der Gesellschaft zu 
verhindern. Das Forum unserer Demokratie, die Machtorgane der Revolution, werden ArbeiterInnenräte sein, 
Massenversammlungen die auf dem Prinzip der wähl-und jederzeitigen Abwählbarkeit der Delegierten basieren.  
 
- Aber ohne ein klares politisches Programm, welches auf die Überwindung der Ausbeutung, der Klassengesellschaft 
und für eine “Assoziation der Freien und Gleichen” orientiert, werden sich diese Strukturen nicht zu wirklichen 
Organen der ArbeiterInnenmacht entwickeln können. Ein solches Programm wird nicht vom Himmel fallen, sondern 
Ausdruck des Bewusstseins des Teils der ArbeiterInnenklasse sein, der versucht die Erfahrungen vergangener 
Kämpfe aufzuarbeiten und sich auf internationaler Ebene organisiert, und in den Räten gegen den Kapitalismus und 
für den Sozialismus kämpft. Eine solche Partei ist keine Regierung im Wartestand, die stellvertretend für die Klasse 
handelt, sondern eine Organisation, die auf der Basis des kommunistischen Programms agitiert und politische 
Orientierung bietet. Nur wenn sich die fortgeschrittensten Teile der Klasse in der politischen Perspektive der Partei 
wiederfinden können, wird eine revolutionär-sozialistische Umwälzung der Gesellschaft möglich sein.  
 
- Die „Partito Comunista Internazionalista (Battaglia Comunista)“ entstand 1943 inmitten des Zweiten Weltkrieges. 
Sie war die einzige relevante Organisation, die die Klassenautonomie ohne Abstriche verteidigte und alle Seiten als 
imperialistische denunzierte. Ihre Wurzeln lagen in der Italienischen Kommunistischen Linken, die gegen die 
Degeneration der Kommunistischen Internationale und die Stalinisierung kämpfte. In den 70er und 80er Jahren 
organisierte sie eine Reihe internationaler Konferenzen die zur Gründung des “Internationalen Büros für die 
revolutionäre Partei” führte, aus dem 2009 die Internationalistische Kommunistische Tendenz hervorging.  

- Wir sind für die Partei, aber wir sind nicht die Partei und schon gar nicht der einzige Kern der zukünftigen 
Klassenpartei. Unsere Aufgabe sehen wir darin zu ihrem Aufbau beizutragen, indem wir aktiv in die Kämpfe 
intervenieren, umso zu versuchen den Kampf für die Verteidigung unmittelbaren Interessen mit dem Kampf für den 
Kommunismus zu verbinden.                                                  
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